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 Absender: 

 
 
 
 
 
Erklärung zum Antrag auf Gewährung einer Förderung als De-
minimis-Beihilfe nach der Verordnung (EU) 2023/2831 
 
Angaben zum Antragsteller: 
 
Unternehmen: __________________________________________________ 
 
Anschrift:  __________________________________________________
  
 
Hiermit bestätigt der Antragsteller, dass er im laufenden Kalenderjahr sowie in den 
vorangegangenen beiden Kalenderjahren 
 

keine            folgende (siehe unten) 
 

„De-minimis-Beihilfe“ im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 2023/2831 vom 13.12.2023 
über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen erhalten hat. 
 
Datum 
Bewilligungsbescheid 

Zuwendungsgeber Förderzweck Fördersumme 

  
 

  

  
 

  

  
 

  

 
Dem Antragsteller ist bekannt, dass die Gesamtsumme der ihm gewährten  
"De-minimis"-Beihilfen in einem Zeitraum von drei Jahren 300.000,00 EUR nicht 
übersteigen darf und die vorstehenden Angaben subventionserheblich sind.  

 
Landratsamt Weilheim-Schongau 
20.2 Seniorenfachstelle 
Postfach 1247 
86952 Schongau 
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Der Antragsteller verpflichtet sich, Änderungen der vorgenannten Angaben 
unverzüglich an die Bewilligungsbehörde zu übermitteln, sofern sie ihm vor der 
Bewilligung der beantragten Zuwendung bekannt werden. 
 
Die Richtigkeit der Angaben wird ausdrücklich versichert.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Ort, Datum       Unterschrift 
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Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen (Amts-blatt der Europäischen Union L, 3023/2831, 
15. Dezember 2023). 
  
2 Bei der De-minimis-Förderung wird nicht ein einzelnes Projekt, sondern das geförderte Unternehmen insgesamt betrachtet. Bei 
Unternehmensverbünden oder anderen Beziehungen zwischen Unternehmen stellt sich daher die Frage, welcher Unterneh-
mensbegriff zugrunde zu legen ist. Für De-minimis-Förderungen trifft Art. 2 Abs. 2 De-minimis-Verordnung eine abschließende 
Regelung:  
 
Der Ausdruck „ein einziges Unternehmen“ bezeichnet für die Zwecke dieser Verordnung alle Unternehmen, die zueinander in 
mindestens einer der folgenden Beziehungen stehen:  
a) Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens;  
b) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsgremiums eines ande-
ren Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen;  
c) ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Vertrag oder aufgrund einer Klausel in 
dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben;  
d) ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, übt gemäß einer mit anderen An-
teilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unternehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die 
Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus.  
Auch Unternehmen, die über ein anderes Unternehmen oder mehrere andere Unternehmen zueinander in einer der Beziehun-
gen gemäß den Buchstaben a bis d stehen, werden als ein einziges Unternehmen betrachtet.  
Vgl. hierzu auch Erwägungsgrund 5 der De-minimis-Verordnung (Auszug): Durch diese Kriterien sollte gewährleistet sein, dass 
eine Gruppe verbundener Unternehmen für die Zwecke der Anwendung der De-minimis-Regel als ein einziges Unternehmen 
angesehen wird, während Unternehmen, deren einzige Beziehung darin besteht, dass jedes von ihnen eine direkte Verbindung 
zu derselben bzw. denselben öffentlichen Einrichtungen aufweist, nicht als miteinander verbunden eingestuft werden. So wird 
der besonderen Situation von Unternehmen Rechnung getragen, die der Kontrolle derselben öffentlichen Einrichtung bzw. Ein-
richtungen unterliegen und die möglicherweise über unabhängige Entscheidungsbefugnisse verfügen.  
3 Bei Fusionen und Übernahmen sowie Spaltungen sieht Art. 3 Abs. 8 und 9 folgendes vor:  
(8) Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De-minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen zuvor gewährt 
wurden, berücksichtigt werden, wenn es darum geht zu ermitteln, ob eine neue De-minimis-Beihilfe für das neue bzw. das über-
nehmende Unternehmen zu einer Überschreitung des Höchstbetrags nach Abs. 2 führt. Vor der der Fusion bzw. Übernahme 
rechtmäßig gewährte De-minimis-Beihilfen gelten weiterhin als rechtmäßig.  
(9) Wird ein Unternehmen in zwei oder mehr separate Unternehmen aufgespalten, so werden alle De-minimis-Beihilfen, die 
dem Unternehmen vor der Aufspaltung gewährt wurden, demjenigen Unternehmen zugewiesen, dem die Beihilfen zugutekom-
men, also grundsätzlich dem Unternehmen, das die Geschäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis-Beihilfen verwendet 
wurden. Ist eine solche Zuweisung nicht möglich, so werden die De-minimis-Beihilfen den neuen Unternehmen auf der Grund-
lage des Buchwerts ihres Eigenkapitals zum Zeitpunkt der tatsächlichen Aufspaltung anteilig zugewiesen.  
4 Es handelt sich um folgende weitere De-minimis-Verordnungen:  
De-minimis-Verordnung im Agrarsektor (ABL EU L 352, 24.12.2013, S.9), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2019/316 der 
Kommission vom 21. Februar 2019, ABl. EU L 51/1 v. 22.2.2019,  
De-minimis-Verordnung im Fischereisektor (ABL EU L 190, 28.06.2014, S.45), zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 
2023/2391 der Kommission vom 4. Oktober 2023, ABl. EU L 1 v. 5.10.2023.  
Hinweis:  
Förderungen nach der DAWI-De-minimis-Verordnung (Verordnung EU 2023/2832) sind seit 1.1.2024 nicht mehr anzugeben.  
5 Vgl. Art. 4. Abs. 7 De-minimis Verordnung. Zur Behandlung dieser Konstellation bitte in den Austausch mit dem Beihilfereferat 
des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie treten.  
6 Vgl. Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und 

mittleren Unternehmen (ABl L 124 vom 20.05.2003, S.36); sog. KMU-Empfehlung.   


